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Merkblatt Reisekosten 

Allgemeines  

Ist es zur erfolgreichen Umsetzung Ihres Projektes erforderlich, dass Projektmitarbeiter*innen 

Dienstreisen wahrnehmen, soll dieses Merkblatt dabei behilflich sein, Fehler bei der Vorberei-

tung, Durchführung und Nachbereitung der Reisen zu vermeiden.  

Die in diesem Merkblatt dargestellten Bestimmungen sind grundsätzlich von allen Zuwen-

dungsempfänger*innen und Letztempfänger*innen zu berücksichtigen. Für Gebietskörperschaf-

ten mit landesspezifischen Regelungen zum Reisekostenrecht ist bei Abweichung von den hier 

dargestellten Vorgaben der Nachweis zu erbringen, dass das jeweilige Landesrecht berücksich-

tigt wurde. Die landesspezifischen Regelungen zum Reisekostenrecht gelten jedoch aus-

schließlich für im öffentlichen Dienst tätige Personen und nicht für Letztempfänger*innen, die 

eine Zuwendung im Rahmen einer Weiterleitung durch eine Gebietskörperschaft erhalten.  

Im Rahmen der Förderung Ihres Projektes durch das Bundesprogramm „Demokratie leben!“ ist 

es grundsätzlich möglich, dass Sie zur Projektumsetzung zwingend erforderliche Tätigkeiten 

auch außerhalb der Dienststätte wahrnehmen. Die Art der zu erledigenden Aufgaben kann da-

bei ganz unterschiedlich sein. Grundsätzlich muss es sich jedoch immer um Tätigkeiten aus 

dem unmittelbaren Arbeitsbereich der bzw. des Reisenden handeln. Die folgenden Bestimmun-

gen sind Voraussetzung, um die bei einer Dienstreise entstehenden Kosten im Rahmen der 

Verwendungsnachweisprüfung als zuwendungsfähig anzuerkennen können. 

Grundsätzlich ist durch Sie zu berücksichtigen, dass Sie entsprechend des Besserstellungsver-

botes Ihre Beschäftigten finanziell nicht besser stellen dürfen als vergleichbare Bundesbediens-

tete. Diese Vorgabe gilt für sämtliche mit dem Arbeitsverhältnis zusammenhängende Regelun-

gen und Leistungen und somit auch für Dienstreisen. 

Für Sie als Zuwendungsempfänger*in gelten demnach auch die Obergrenzen für Reisekosten 

aus dem Bundesreisekostengesetz (BRKG), der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum 

BRKG, sowie aus der Auslandsreisekostenverordnung (ARV) entsprechend1. Die dort festge-

schriebenen Vorgaben für Fahrtkosten, Übernachtungsgelder, Tagegelder und Nebenkosten 

(zum Beispiel Parkgebühren) sind ebenfalls durch Sie zu berücksichtigen.   

Auch bei Dienstreisen und allen mit diesen in Zusammenhang stehenden Ausgaben sind die 

Grundsätze der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit zwingend zu beachten. Bereits im Vorfeld 
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von Dienstreisen ist daher immer durch Sie zu prüfen, ob wirtschaftlichere Alternativen zur 

Dienstreise in Frage kommen. Lassen sich Sachverhalte beispielweise auch schriftlich oder 

telefonisch klären, sind diese Varianten der Dienstreise vorzuziehen. Kommen Alternativen 

nicht in Betracht, so ist stets die wirtschaftlichste Dienstreisemöglichkeit zu wählen. In jedem 

Fall sind angebotene Sondertarife zu nutzen.  

Damit die im Rahmen von Dienstreisen angefallenen Kosten bei der Verwendungsnachweisprü-

fung als zuwendungsfähig anerkannt werden können, ist es maßgeblich, dass Sie mittels ent-

sprechender Originalbelege nachweisen, dass Sie wirtschaftlich und sparsam vorgegangen 

sind. Den Belegen sind daher stets Angaben über Teilnehmer*innen, Ziel und Zweck der Reise, 

sowie die konkreten Eckdaten der An- und Abreise (Ort, Datum, Uhrzeit) beizufügen. Alle mit 

der Förderung zusammenhängenden Unterlagen sind durch Sie mindestens fünf Jahre nach 

Vorlage des Verwendungsnachweises aufzubewahren. Dies trifft somit auch auf alle Unterlagen 

zu getätigten Dienstreisen zu. Diese sind bestenfalls vollständig als Gesamtvorgang zu archi-

vieren.   

Zu den im Bundesprogramm „Demokratie leben!“ zuwendungsfähigen Reisekosten zählen ne-

ben den Fahrtkosten die Verpflegungsmehraufwendungen, Übernachtungskosten sowie Reise-

nebenkosten, wie zum Beispiel Parkgebühren. Reisekosten, die im Rahmen persönlicher Ar-

beitszeitmodelle (z.B. Telearbeit oder Mobile Arbeite) anfallen, zum Beispiel durch Fahrten zwi-

schen Dienststätte und dem Ort der Telearbeit/ Mobilen Arbeit, sind hingegen nicht zuwen-

dungsfähig. Dienstlich erworbene Meilengutschriften, Prämien oder Vergünstigungen dürfen nur 

zu dienstlichen Zwecken verwendet werden. Verrechnungen (z.B. Änderung der Flugklasse, 

Up-Grading) sind nicht zulässig. Eine Verwertung zu privaten Zwecken ist in jedem Fall unzu-

lässig, auch wenn eine rechtzeitige dienstliche Verwertung nicht möglich ist und daher der Ver-

fall der Meilengutschrift, Prämie oder Vergünstigung droht. 

Sofern Dienstreisen aus dienstlichen oder zwingend privaten Gründen, die die Dienstreisenden 

nicht zu vertreten haben, nicht durchgeführt werden können, sind unverzüglich nach Kenntnis 

der Hinderungsgründe, alle Möglichkeiten zu ergreifen, die entstehenden Ausgaben so gering 

wie möglich zu halten. Bereits eingegangene Verpflichtungen sind so weit wie möglich rückgän-

gig zu machen. Dadurch entstehende Ausgaben für die Stornierung von Flug- und Fahrschei-

nen sowie für die Stornierung gebuchter Unterkünfte und vorausbezahlte Teilnehmendengebüh-

ren sind erstattungsfähig, insofern die Gründe nachvollziehbar durch Sie ausgewiesen werden. 

Im Folgenden wird näher auf die Art und den Umfang der zuwendungsfähigen Reisekostenver-

gütung eingegangen: 

 

Öffentlicher Personennah- und Fernverkehr 

Der öffentliche Personennah- und Fernverkehr stellt das bevorzugte Beförderungsmittel dar. 

Ausgaben für die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel werden bis zur Höhe der niedrigsten 

Beförderungsklasse erstattet. Bei Bahnfahrten von mindestens zwei Stunden Dauer (einfache 
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Strecke inkl. eventueller Umsteigzeiten) kann dem Dienstreisenden die Erstattung der Ausga-

ben für die nächsthöhere Klasse anerkannt werden.  

Ermäßigungen, z.B. bei frühzeitiger Buchung, sind bereits bei der Reisevorbereitung zu berück-

sichtigen.  

Die Erstattung dienstlich genutzter privater Fahrausweise ist ausgeschlossen.  

Flugkosten  

Eine Übernahme von Flugkosten ist nur dann statthaft und zuwendungsfähig, wenn wirtschaftli-

che (z.B. höhere Reisekostenvergütung auf dem Landweg) oder dienstliche Gründe (z.B. zwin-

gende Termingründe auf die die/der Zuwendungsempfänger*in keinen Einfluss hat) dies recht-

fertigen. Die vorliegenden Gründe sind schriftlich festzuhalten und den Akten, ggf. unter Ergän-

zung einer Vergleichsrechnung, beizufügen.  

Bahncard 

Ausgaben für die Bahncard 25 und 50 sind nur bei vollständig nachgewiesener Amortisation 

zuwendungsfähig. Eine Amortisation liegt dann vor, wenn die Fahrpreisermäßigungen für 

durchgeführte dienstliche Bahnfahrten den Bezugspreis erreicht oder überschritten haben; die 

zugrunde liegende Vergleichsrechnung ist den Akten beizufügen.  

Die Zuwendungsfähigkeit der Bahncard 100 ist grundsätzlich nicht gegeben; Einzelfallregelun-

gen sind möglich – diese sind jedoch zwingend vorab dem BAFzA unter Darlegung der Gründe 

anzuzeigen.  

Dienstwagennutzung 

Sofern Dienstwagen vorhanden sind und zur Verfügung stehen, sollten diese für projektnot-

wendige Dienstreisen genutzt werden. Die Abrechnung erfolgt durch Ansatz der Wegstrecken-

entschädigung. Mit Erstattung der Wegstreckenentschädigung sind alle durch Nutzung des 

Dienstwagens angefallenen Ausgaben abgegolten.  

Mietwagen  

Die Inanspruchnahme eines Mietwagens (Kraftfahrzeug der unteren Mittelklasse, z.B. Golfklas-

se) zur Erledigung eines Dienstgeschäftes ist zuwendungsfähig, sofern triftige Gründe für die 

Anmietung vorliegen. Ein triftiger Grund liegt insbesondere dann vor, wenn die Nutzung eines 

Pkw unumgänglich ist (weil z.B. die öffentlichen Beförderungsmittel nicht genutzt werden kön-

nen) und ein Dienstwagen nicht zur Verfügung steht.  

Die Gründe für die Nutzung eines Mietwagens sind in jedem Fall zu dokumentieren und den 

Akten beizufügen.   

Car-Sharing 

Die Inanspruchnahme von „Car-Sharing-Modellen“ wird der Nutzung privater Kraftfahrzeuge 

gleichgestellt. Die Abrechnung erfolgt durch Ansatz der Wegstreckenentschädigung. Mit Erstat-

tung der Wegstreckenentschädigung sind alle durch Nutzung des Car-Sharing-Fahrzeuges an-

gefallenen Ausgaben abgegolten.  
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Taxi 

Die Abrechnung von Taxifahrten ist nur in begründeten Ausnahmefällen unter Darlegung des 

triftigen Grundes zuwendungsfähig. Die Begründung ist dem Beleg beizufügen.  

Triftige Gründe liegen insbesondere dann vor, wenn 

- im Einzelfall dringende dienstliche Gründe oder zwingende persönliche Gründe (z. B. 

Gesundheitszustand) vorliegen, 

- regelmäßig verkehrende Beförderungsmittel nicht oder nicht zeitgerecht verkehren und 

somit das Hauptverkehrsmittel oder der Zielort nicht oder nicht pünktlich erreicht werden 

können, 

- Fahrten zwischen 22 und 6 Uhr stattfinden. 

Ortsunkenntnis und widrige Witterungsverhältnisse stellen hingegen keinen Grund für eine zu-

wendungsfähige Taxibenutzung dar.  

Kleine Wegstreckenentschädigung 

Für projektbezogene Dienstfahrten, die mit einem privaten Kraftfahrzeug zurückgelegt werden, 

wird eine pauschale Wegstreckenentschädigung i.H.v. 0,20 € je vollem Kilometer zurückgeleg-

ter Strecke, begrenzt auf einen Höchstbetrag von 130,00 € (für die gesamte Dienstreise), ge-

währt.  

Mit der Wegstreckenentschädigung sind sämtliche Ausgaben für die dienstliche Nutzung des 

Fahrzeuges (z.B. Reparaturen, Kraftstoff, Kfz-Versicherung, Kfz-Steuer) sowie die Mitnahme 

weiterer Dienstreisender und die Mitnahme von dienstlichem und persönlichem Gepäck abge-

golten. Zusätzlich zur Wegstreckenentschädigung können Parkgebühren i.H.v. von 10,00 € pro 

Tag erstattet werden; die Erstattung höherer Parkgebühren ist jedoch nur in begründeten Aus-

nahmefällen möglich.  

Die Zuwendungsfähigkeit einer etwaigen Sachschadenshaftung ist ausgeschlossen. Fahrtkos-

ten zwischen Wohn- und Arbeitsort sind ebenso nicht zuwendungsfähig. 

Große Wegstreckenentschädigung – erhebliches dienstliches Interesse 

Sofern ein erhebliches dienstliches Interesse an der Nutzung eines Kraftfahrzeuges vorliegt, 

beträgt die Wegstreckenentschädigung 0,30 € je vollem Kilometer zurückgelegter Strecke. Eine 

Begrenzung der Erstattungshöhe erfolgt hierbei nicht.  

Die Gründe für die Anwendung der Großen Wegstreckenentschädigung sind in jedem Fall zu 

verschriftlichen und den Akten beizufügen. Ein erhebliches dienstliches Interesse setzt voraus, 

dass das Dienstgeschäft sonst nicht durchgeführt werden kann oder die Benutzung eines Kraft-

fahrzeuges nach Sinn und Zweck notwendig ist und ein Dienstfahrzeug nicht zur Verfügung 

steht.  

Mit der Wegstreckenentschädigung sind sämtliche Ausgaben für die dienstliche Nutzung des 

Fahrzeuges (z.B. Reparaturen, Kraftstoff, Kfz-Versicherung, Kfz-Steuer) sowie die Mitnahme 

weiterer Dienstreisender und die Mitnahme von dienstlichen und persönlichen Gepäck abgegol-

ten. Zusätzlich zur großen Wegstreckenentschädigung können Parkgebühren erstattet werden; 

eine Begrenzung der Erstattungshöhe erfolgt auch hierbei nicht.  



 
Seite 5 von 7 

 

 

Gründe für die Inanspruchnahme der großen Wegstreckenentschädigung liegen insbesondere 

dann vor, wenn 

- das Dienstgeschäft bei Benutzung eines regelmäßig wiederkehrenden Beförderungsmit-

tels nicht durchgeführt werden kann oder ein solches nicht zur Verfügung steht, 

- schweres (mind. 25kg) und/oder sperriges Dienstgepäck mitzuführen ist (kein persönli-

ches Gepäck!), 

- die Benutzung eines Kraftwagens es ermöglicht, an einem Tag an verschiedenen Stellen 

Dienstgeschäfte wahrzunehmen, die bei Benutzung regelmäßig wiederkehrender Beförde-

rungsmittel in dieser Zeit nicht hätten erledigt werden können, 

- eine Schwerbehinderung mit dem Merkzeichen – aG – vorliegt.  

Die Zuwendungsfähigkeit einer etwaigen Sachschadenshaftung ist jedoch ausgeschlossen.  

Tagegeld / Verpflegungspauschale 

Als Ersatz von Mehraufwendungen für Verpflegungen auf Inlandsdienstreisen können Dienst-

reisende ein Tagegeld, dessen Höhe sich nach den Bestimmungen des Einkommensteuerge-

setzes (§ 9 Abs. 4a Satz 3 EStG) bemisst (Pauschbetrag) erhalten. Ausschlaggebend für die 

Höhe ist die Dauer der Abwesenheit während eines Kalendertages von der Wohnung oder der 

Dienststätte.  

Seit dem 01.01.2020 gelten folgende Tagessätze:  

- bei eintägigen Dienstreisen 14,00 € bei einer Abwesenheit von mindestens acht Stun-

den,  

- bei mehrtägigen Dienstreisen 14,00 € für den An- und Abreisetag,  

28,00 € für jeden weiteren Kalendertag mit einer 24-stündigen Abwesenheit.  

Sind in erstattungsfähigen Übernachtungs-, Fahrt- oder sonstigen Nebenkosten bereits Ausga-

ben für die Verpflegung enthalten (Hotelübernachtung inkl. Frühstück) oder erhalten die Dienst-

reisenden aus sonstigen Gründen unentgeltliche Verpflegung, hat eine anteilige Kürzung des 

Tagegeldes nach folgenden Maßstäben zu erfolgen:  

- Frühstück: 5,60 € (20 % des Tagegeldes für einen vollen Kalendertag), 

- Mittagessen: 11,20 € (40 % des Tagegeldes für einen vollen Kalendertag), 

- Abendessen: 11,20 € (40 % des Tagegeldes für einen vollen Kalendertag).  

Übernachtungsgeld 

Dienstreisende können für eine notwendige Übernachtung pauschal 20,00 € erhalten, wenn 

keine oder geringere Ausgaben entstanden sind (z.B. private Übernachtungsgelegenheit).  

Bei Überschreitung des Pauschalbetrages werden höhere Übernachtungskosten bis zu einem 

Betrag von 70,00 € als notwendig und somit zuwendungsfähig anerkannt, sofern diese mittels 

Beleg nachgewiesen werden (Anteile für die Verpflegung bleiben hierbei unberücksichtigt). 

Darüber hinaus gehende Übernachtungskosten (> 70,00 €) sind nur dann zuwendungsfähig, 

wenn diese unter Darlegung der Notwendigkeit und Unvermeidlichkeit für den Einzelfall vor 
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Reiseantritt  als angemessen und wirtschaftlich bewertet wurden. Bezüglich der Notwendigkeit 

der Durchführung der Dienstreise ist abzuwägen, ob ggf. ein Alternativtermin für die Dienstreise 

gefunden werden kann (z.B. außerhalb von Messezeiten). Ein Nachweis über die Wirtschaft-

lichkeit, bspw. Screenshots von Vergleichsportalen, ist beizufügen. Der Übernachtungsbeleg ist 

den Akten beizufügen. Hierbei ist darauf zu achten, dass die Hotelrechnung auf den Dienst-

herrn / Arbeitgeber als Adressaten ausgestellt ist – die Dienstreisenden selber sind nur als 

Übernachtungsgäste in der Rechnung zu benennen (arbeitgeberveranlasste Buchung).  

Sofern die Übernachtung bereits in den erstattungsfähigen Fahrt- oder sonstigen Ausgaben 

enthalten ist, besteht kein Anspruch auf die Erstattung zusätzlicher Übernachtungskosten.  

Auslandsdienstreisen 

Auslandsdienstreisen sind unter Darlegung von Notwendigkeit, Angemessenheit und Projektbe-

zug erstattungsfähig. Entsprechende Dienstreisen sind jedoch vor Reisebuchung gegenüber 

dem BAFzA anzuzeigen und die hierfür finanziell erforderlichen Aufwendungen abzustimmen.  

Für die Erstattung der Fahrtkosten auf Auslandsdienstreisen finden die vorstehenden Ausfüh-

rungen entsprechend Anwendung.  

Hinsichtlich der Verpflegungsmehraufwendungen und Übernachtungskosten gelten ausschließ-

lich die jeweiligen Pauschbeträge (vgl. „Pauschbeträge für Verpflegungsmehraufwendungen 

und Übernachtungskosten im Ausland“ vom BMF).  

Sofern in erstattungsfähigen Übernachtungs-, Fahrt- oder sonstigen Nebenkosten bereits Aus-

gaben für die Verpflegung enthalten (Hotelübernachtung inkl. Frühstück) sind oder die Dienst-

reisenden von Amtes wegen oder aus sonstigen Gründen eine unentgeltliche Verpflegung zur 

Verfügung gestellt bekommen, erfolgt eine anteilige Kürzung des landesspezifischen Tagegel-

des nach folgenden Maßstäben:  

- Frühstück: 20 % des Tagegeldes für einen vollen Kalendertag, 

- Mittagessen: 40 % des Tagegeldes für einen vollen Kalendertag, 

- Abendessen: 40 % des Tagegeldes für einen vollen Kalendertag. 

Die tatsächlich entstandenen Ausgaben sind auf Verlangen des BAFzA (Originalbelege) nach-

zuweisen. 

Erstattung sonstiger Nebenkosten 

Nebenkosten sind zuwendungsfähig, sofern sie ursächlich und unmittelbar mit der Erledigung 

des Dienstgeschäfts zusammenhängen und notwendig sind.  

Alle nicht unmittelbar für die Dienstreise notwendigen Ausgaben, sind nicht zuwendungsfähig – 

hierzu zählen grundsätzlich:  

- Reiseausstattung (z.B. Koffer, Taschen), 

- Tageszeitungen, Trinkgelder, Geschenke, 

- Unterkunftsverzeichnis, Stadtpläne, Landkarten, 
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- Reiseversicherungen (z.B. Reiseunfallversicherung, Reiserücktrittsversicherung, Reise-

haftpflichtversicherung, Flugunfallversicherung, Auslandskrankenversicherung), 

- Ersatzbeschaffungen, Reparaturen oder Reinigung mitgeführter Kleidungs- und Reise-

ausstattungsstücke, 

- Auslagen für Kreditkarten (Jahresgebühr), 

- Ausgaben für Arzt und Arzneimittel. 

 

Bei Fragen rund um das Thema Reisekosten steht Ihnen Ihre zuständige Programmberatung 

der Regiestelle „Demokratie leben!“  im BAFzA gern zur Verfügung. Letztempfänger*innen 

wenden sich bitte direkt an Ihre Bewilligungsbehörde bzw. mittelweiterleitende Stelle. 


